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Zukunftsplan Landesforst – die Basis stärken! 

Erste Stellungnahme zum Entwurf von Eckdaten für ein Organisationskonzept  

 

Sehr geehrter Minister Dr. Backhaus, 

wie am 10. November angekündigt, möchte sich der Landesverband des BDF mit einem ersten 

Schreiben zum Prozess der Umsetzung eines Organisationkonzeptes auf Basis von Eckdaten der 

Zentrale an Sie richten. Wir tun dies nach einer Klausursitzung im November anlassbedingt einmal 

sehr ausführlich und bitten dafür um Verständnis.  

Gestatten Sie zunächst ein paar grundsätzliche Gedanken zur Situation. Der BDF hatte sich nicht erst 

seit der „Ivenacker Erklärung“ gemeinsam mit Ihnen dafür ausgesprochen und auch erfolgreich 

eingesetzt, dass die Basis der Landesforst gestärkt wird – besonders motiviert und notwendig wird 

dies durch die für den Klimaschutz erfolgsentscheidende Bedeutung des Waldes im Klimawandel 

sowie für die Umsetzung der anspruchsvollen Aufgabe der Eigentumssicherung (Walderhalt) du rch 

den Übergang in eine Dauerwaldbewirtschaftung. Auch der Koalitionsvertrag spricht hier eine klare 

Sprache. 

Die Lage und Zielstellung ist unverändert. Der BDF begrüßt den eingeschlagenen Weg, die 

Veränderungen in der Landesforst aus eigener Kraft und Kompetenz auf den Weg zu bringen. In den 

letzten Monaten ist viel Arbeit und persönlicher Einsatz in die Ableitung von Grundlagen für  die 

Entwicklung der Personalstruktur geleistet worden – Eckdaten, die nun hinsichtlich ihrer 

Auswirkungen für die gesamte Landesforst zu bewerten sind. Die Basis ist dazu aufgerufen. 

LM 

Herrn Minister Dr. Backhaus 

nachrichtlich: 

Vorstand der Landesforst 

Herrn Baum 

 

per E-Mail 

 1.12.2025 
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Ein Fazit vor diesem Hintergrund vorweg:  

Die nunmehr durch die Forstämter geprüften Eckdaten in Form von reinen VZÄ-Vorgaben für einen 

umfassenden Personalumbau bedeuten - anders und stärker als gedacht - als hochanteiliger 

Personalabbau eine substanzielle Schwächung der Forstbasis und zwar sowohl im Forstbetrieb als 

insbesondere auch bei den Gemeinwohlleistungen, die in der Fläche gut nachgefragt sind – und das 

seit und infolge der erfolgreichen Entwicklung der Landesforstanstalt zunehmend. 

Der BDF hat viele Schritte bis zu diesem Prozess aktiv begleitet, stand und steht einem 

ganzheitlichen Veränderungsprozess nicht nur offen gegenüber, sondern ist weiterhin gern auch 

proaktiv und konstruktiv zur Mitwirkung bereit. Ganz in diesem Sinn hier nun unsere Fragen, 

Anregungen und einige klare Forderungen. 

 

Wie wurde der Auftrag des Vorstandes aufgenommen?  

Die Stimmung an der Basis ist für viele intensiv wahrnehmbar: eine Mischung aus Enttäuschung, 

Verunsicherung und „Bei-uns-geht´s-grad-noch-so“… Sie ist aber auch von der Notwendigkeit und 

einem weit überwiegenden Willen zum sehr offenen und kreativen Einsatz für Verbesserungen 

geprägt. Die Art und Weise der Wortmeldungen ist zeitgemäß vielfältig, hier sollte angemessene 

Gelassenheit die Kooperation fördern und Motivation positiv umsetzen können.  

Es meldet sich - wie erwartet - insbesondere die Kritik, dass ohne Aufgabenkritik und eine 

strategisch-inhaltliche wie organisatorische Befassung mit einer Verschiebung und Reduzierung von 

Personal quasi der 2. Schritt vor dem ersten gemacht wurde. Das ist auch so und war bewusst so 

gegangen worden, Folgeschritte sind angekündigt. 

Die Gründe für dieses Vorgehen sind dem BDF bekannt. Nicht erst in der jüngsten Vergangenheit 

versäumte Veränderungen wurden nicht angegangen und nun auch nicht mehr nachgeholt. Die 

„Rücklagenwirtschaft“ konnte betriebliche Höhen gut mitnehmen und Krisen gut ausgleichen. Im 

üWK sind bei stabiler Finanzierung erhebliche Leistungen erbracht und weiterentwickelt worden, 

obgleich mit regionalen Unterschieden und weniger Stringenz als dies im Forstbetrieb naturgemäß 

forstüblich der Fall ist. Unausgewogenheit ist erkennbar. 

 

Das Scheitern einer für den Verwaltungsrat annehmbaren mittelfristigen betrieblichen Konzeption 

im Herbst letzten Jahres sollte zum „Zusammendenken und Zusammenrechnen“ beider 

Wirkungskreise führen. Und mündete - hoffentlich nur zunächst - allein in 2 Personalzahlen, die es 

im eWK zu verschieben bzw. im üWK zu reduzieren gelten soll.  

Weitergehende Ansätze wurden (noch?) nicht verfolgt, sondern sind bestenfalls als Folgeprozess in 

Aussicht. Dieses Vorgehen hat in der Logik durchaus seine Schwierigkeiten, insbesondere eben auch 

in der Nachvollziehbarkeit in der Belegschaft – dies ist heute sehr deutlich. 



 

Der so gestartete Prozess soll vom BDF aber nicht fruchtlos beklagt werden. Er ist mindestens 

geeignet als ein Anstoß und hoffentlich ein „wirkungsvoller“ Anlass, die Landesforst zukunftsfähig 

auszurichten und dabei aber nun auch die Belegschaft im Einzelnen und über die Dienststellen 

mitzunehmen. Der Griff an die Personalkapazitäten provoziert nun zeitlich und örtlich verstärkend, 

strategische Veränderungen anzugehen. Dem will und wird sich die Basis gern stellen.  

Insofern befinden wir uns in einem Entwurfsstadium eines Teilaspektes des Zukunftsplanes und nicht 

schon in einer abschließenden Vorgabe zum Personaleinsatz. Dies wurde im Infobrief so ähnlich 

ausgedrückt, im Weiteren dann aber nicht mehr als so offen und dynamisch vermittelt. 

Dementsprechend ultimativ war dann auch die Wirkung der Excel-Tabelle zur Ressourceneinteilung 

für Reviere und Forstamt. Die Herausforderung ist aber angekommen und hatte ihre ersten 

Reaktionen. Die nächsten werden fruchtbarer und fundierter sein, als eine bloße Kritik oder eben 

auch humorvoller KI-unterstützer Widerstand.  

Nehmen wir diesen Start also zum Anlass, auf drohende Fehlentwicklungen hinzuweisen, 

Verbesserungen aufzuzeigen und insbesondere auf eine breite Einbeziehung hinzuwirken. Die 

Kommunikation des GPR, von Forstamtsleitungen und einzelner Mitarbeiter macht sehr deutlich, wie 

groß der Bedarf ist und wie breit die Bereitschaft angekündigt wird, hier konstruktiv mitzuwirken. 

Nutzen wir diese Energie und schaffen das Richtige weiterhin intern. 

 

Welche Probleme und Handlungsfelder sieht der BDF angesichts der wirtschaftlichen und 
finanzpolitischen Rahmenbedingungen? 

Den gesellschaftlichen Bedarf einerseits und den politisch vereinbarten Handlungsspielraum der 

Landesforst andererseits nehmen wir zur Kenntnis. Und stellen hier in Bezug auf den Prozess zur 

Organisationänderung grundsätzlich Folgendes fest: 

Der eWK:  

Im Bereich der forstlichen Waldnutzung ist mit der langfristigen Kostendeckung im Forstbetrieb eine 

Vorgabe gesetzt, die keine weitere Unterstützung durch das Land erkennen lässt. In diesem Bereich 

ist die Landesforst quasi auf sich selbst gestellt - manche meinen alleingelassen. Ein ökonomischer 

Anspruch von Land und Landesforst also, aber eben doch zugleich eine Herausforderung angesichts 

des Marktes und der Waldzustandssituation.  

Ob hier also landespolitisch künftig noch eine finanzielle Unterstützung für die Sicherung des Waldes 

- quasi als Eigentumssicherung- zum einen und als Verbesserung der Klimaschutzleistungen zum 

anderen erwirkt werden kann, muss und darf vom BDF angefragt werden. Wir werden dies mit Blick 

auf die Bedeutung des Waldes immer wieder einfordern, sind uns dabei der Lage des Haushaltes 

aber selbstverständlich bewusst und daher angemessen aussichtsreich.  



 

Aber: Wenn Haushaltsmittel nicht zur Verfügung stehen, sind u. a. mindestens Entlastungen bei den 

Abgaben (WaBoV) sowie eine verbesserte Nutzung des Waldbaus als Ausgleichleistung 

auszuschöpfen (Eingriffsregelung, HZE). Wird dies nicht erreicht, ist ein wesentlicher Ansatz des 

Personalumbaus vom Forstbetrieb zu den Dienstleistungen nicht umsetzbar.  

Für die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Forstbetriebes und der neuen Gesc häftsfelder im 

Verbund fordern wir nicht erstrangig bzw. ausschließlich beim Personal nach Einsparungen zu 

suchen, sondern hier im Ergebnis der Stellungnahmen der Forstämter auch wirtschaftliche Aspekte 

einzubeziehen (Holzvermarktung und Reduzierungen im investiven Waldbau). Dieser Schritt muss 

dem Personalaspekt grundsätzlich vorlaufen oder mindestens zeitnahe Korrekturen zu Gunsten der 

Personalkapazitäten der Basis bewirken. 

Der üWK: 

Im Bereich der Gemeinwohlleistungen ist mit der beschlossenen Kürzung des Zuschusses um 5% ein 

harter Schnitt gemacht worden. Die Landesforst verdankt es Ihrem Einsatz, dass die lange Zeit 

drohenden 10% noch abgewendet werden konnten.  

(Der Landtag wird hier im Dezember den vom Kabinett bestätigten Doppelhaushalt beschließen und 

auch in der Mittelfristigen Finanzplanung besteht nun mit der 5%-Regelung eine solide 

Finanzierungssicherheit für die Leistungen in der Daseinsvorsorge.  Damit erhält der Wald im Bereich 

der Exekutive ca. 0,25 % des Landeshaushaltes; wirksam für 25 % der Landesfläche und seiner 

vielfältigen Nutzergemeinschaft.) 

Es wird schon eine Herausforderung, diese Reduzierung von 5% so umzusetzen, dass weder in der 

Hoheitsfunktion vor allem aber auch in der partizipativen Daseinsvorsorge Abstriche zu Lasten des 

Walderhaltes bzw. der Bevölkerung gemacht werden. Hier bedarf es der lenkenden Mitwirkung der 

Abteilung Ihres Hauses zur inhaltlichen Untersetzung.  

In den Berechnungsgrundlagen für den Personalabbau nehmen wir aber zur Kenntnis, dass die 

Landesforst den üWK mit einer Reduktion von 10% abbauen will. Das lehnen wir selbstverständlich 

ab.  

Dies entspricht weder dem Auftrag des Ministeriums noch dem Willen des Parlamentes. Vor allem 

aber bedeutet dies, angesichts der im Entwurf ausgewiesenen personellen Restkapazitäten künftig 

ein erhebliches Leistungsdefizit und ein Nichterfüllen des Auftrages im üWK.  

Hier sind als eindrücklichster, krasser Beleg die verbleibenden 6 VZÄ für die Waldpädagogik für alle 

FoÄ einschließlich der Jugendwaldheime zu nennen. Dies würde ein Abschied von einer 

flächenwirksamen waldbezogenen Bildung als Beitrag zur BNE bedeuten. Nicht nur die 

Waldolympiade wäre als Landesevent passé, auch die erarbeiteten Bildungsprogramme blieben 

ungenutzt. Viele wertvolle Beziehungen mit Kinder- und Jugendeinrichtungen im schulischen und 

außerschulischen Bereich müssten aufgekündigt werden. Wer soll das verstehen? Weder die 

Waldgäste noch die Forstleute.  



 

Nicht nur angesichts der angespannten politischen Verhältnisse, darf so ein Abbau von öffentlichen 

Leistungen nicht passieren, sondern müssen Wald und Forst weiter modellhaft Schule machen. 

„Wald-Teilhabe“ fördert neben der Bildung und dem Tourismus auch die Demokratie und den 

Zusammenhalt.  

Wir fordern daher die volle Erfüllung des Auftrages zur Daseinsvorsorge unter voller Ausschöpfung 

der dafür sichergestellt finanzierten Personalressourcen im üWK– und dies vornehmlich durch 

Stellen in den Forstämtern, dort wo der Wald das Dasein der Bevölkerung fördert. 

 

Welche Kritikpunkte sieht der BDF bei den Eckdaten im Entwurf zu einer Verteilung von 
VZÄ? 

Grundsätzliches: 

Das Prinzip eines Ausgleichs von Arbeitsvolumen und Personal ist fortlaufend anzuwenden und 

zentral wie regional eine Führungsaufgabe. Hier sind also selbstverständlich auch die Forstämter 

gefragt. Dafür bedarf es natürlich einer ausgewogenen und aufwandsrealen Datengrundlage. Jeder 

Ansatz für ein solches Vorhaben hat seine Stärken und ist zugleich angreifbar.  

Anzumerken ist vorab, dass die Datengrundlage für die Vorgaben nicht ausreichend bekannt ist und 

daher auch Anlass für Spekulationen ist. Transparenz fördert den Zusammenhalt auch bei der 

Lösungssuche. Zugriff zu den Berechnungen schafft erst die Voraussetzung für eine solide 

Kooperation. Die Grundlagen sollten umgehend nachvollziehbar aufgearbeitet und nachgereicht 

werden.  

Grundsätzlich ist das Verwenden von IST-Werten aus der Vergangenheit sicher probat. Es hat aber 

mindestens schon den Nachteil von ggf. nicht repräsentativen Jahren - mit entsprechenden 

Verwerfungen bei der Ableitung von Kapazitäten bzw. Bedarfen für die Zukunft. 

Vor allem aber schließt so ein Ansatz eine Potenzialbetrachtung zunächst völlig aus. Und dies wird 

daher dem Anspruch an ein Organisationskonzept auch als ein Entwicklungskonzept nicht gerecht.  

Es wäre also nicht nur schlicht eine verpasste Chance zu Innovation, sondern birgt vielmehr auch die 

Gefahr des Fortschreibens von Leistungsdefiziten. Dies gilt insbesondere auch im üWK mit nun viel 

weniger Personal, welches diese Potenziale unter veränderten Bedingungen ja aber künftig heben 

soll. Es wäre ein reines „VZÄ-Konzept“ ohne fachliche und sonstige organisatorische Impulse.  

Es besteht aus der Erfahrung vielfach Grund zur Prognose, dass der Prozess nach dem Abbau von 

Personal stecken bleibt. Das reizt den Sachverstand und die Motivation der Basis, muss und kann 

durch Veränderungen in Ansatz und Methode konstruktiv verhindert werden.  

 



 

Im Einzelnen: 

weisen wir ansonsten auf Folgendes hin. 

(Anmerkung: Alle folgenden Anregungen beziehen sich nicht auf die aktuellen Leistungen von 

Mitarbeitenden, sondern betrachten lediglich Funktionalitäten von Kapazitäten mit dem Ziel des 

Erhaltens sowie der Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Landesforst bei vorgegebener 

Reduzierung von Personal). 

 Die Bemessung der VZÄ für den Forstbetrieb erfolgte unverhältnismäßig undifferenziert; nur 

pauschal bezogen auf die zu bewirtschaftende Waldfläche (in ha) und den Hiebssatz (in fm).  

Dies sind selbstverständlich grundsätzliche den Aufwand beschreibende Größen. Diese 

berücksichtigen aber durch die Pauschale nicht die aufwandsrelevanten Unterschiede. Es bedarf 

also einer Differenzierung nach mindestens folgenden Faktoren:  

- Waldfläche (Waldverteilung, Klumpungsfaktor) 

- Hiebssatz (nach DSW) und nach Baumarten/ggf. Bestandesstrukturen 

- Waldstruktur (Standorte, Waldumbau, Pflege) 

- Naturschutzbedingter Aufwand 

- Waldeigentumsverhältnisse (u. a. Betreuungspotenzial) 

 Die beabsichtigte Verschiebung von mindestens 30 VZÄ (von zu reduzierenden 40 VZÄ) vom 

klassischen Forstbetrieb zu den betrieblichen Dienstleistungen ist offenbar nicht in vollem 

Umfang erfolgt, mit der Folge eines nunmehr deutlich erhöhten Abbaus von forstbetrieblichem 

Personal als im vorgeschalteten Prozess abgeleitet. 

 Die Sachkosten im eWK sind bei der Betrachtung der Kostendeckung einzubeziehen und zwar 

insbesondere mit dem Ziel, durch Einsparungen Personalkapazitäten zu bewahren. 

 Bei der Bemessung der VZÄ für Leistungen im üWK sind neben den nur bedingt geeigneten IST-

Zahlen auch Potenziale als Anforderungen aus der politischen Fläche zu beachten: 

- Politische Struktur (Gemeinden, Städte, Vereine, Verbände und kommunale Einrichtungen) 

- Schulische und sonstige Bildungseinrichtungen 

- Tourismus 

- Netzwerk Wald und Gesundheit u.a.m. 

 Es bedarf der Überprüfung einer einspar- und aufgabenbedingten Neuordnung der 

Zuständigkeiten bzw. Hierarchien und damit auch der Personal-Kapazitäten im Forst- und 

Jagdbetrieb („eWK-klassisch“).  

Hier sind synergetische Bündelungen von Aufgaben etwa durch organisatorische Zuordnung zum 

Bereich des Betriebsteils mindestens gründlich diskutabel. Es bedarf allein schon auf Grund der 

Einsparungen im eWK der Überprüfung, welche forstbetrieblichen Leistungen zentral noch 

erforderlich sind. Mit der Dauerwaldleitlinie ist ein Rahmen abgesteckt, der die Forstämter in die 

Lage zur fachlich weitestgehend eigenständigen Bewirtschaftung des Waldes befähigt. 



 

 In der Konsequenz sind bei Stärkung der Basis alle geeigneten, nach einer Aufgabenkritik noch 

notwendigen Aufgaben und Kompetenzen eigenständig den Forstämtern übertragbar, soweit 

diese nicht besser weitgehend vollständig durch die Zentrale erbracht werden sollen.  

 Auf einen dann plausiblen Verzicht auf zentrale Personalkapazitäten im Forstbetrieb sollte im 

Bedarfsfall durch Projekte von Mitarbeitenden der Basis reagiert werden können. Dies stärkt die 

Verzahnung der Praxis mit zentralen Fragestellungen und stellt zudem eine praxisorientierte 

Bearbeitung sicher. Dieser Prozess kann wie andere Prozesse auch den Status einer 

Erprobungsphase haben und bei Veränderungen oder Nichtbewährung angepasst werden. 

 Es besteht in gewissem Umfang die Möglichkeit der Zuweisung von gesonderten abgegrenzten 

Aufgaben an verstärkte Forstämter bzw. FoÄ mit Kapazitäten (ggf. auch personenbedingt und 

befristet). 

 In der Zentrale angesiedelte Kapazitäten wie das Strategischen Management und die Inspektion 

sind grundsätzlich zu prüfen und stärker ergebniswirksam in produktive Bereiche oder de m 

betrieblichen Service dienend zu überführen bzw. zu reduzieren (Liegenschaften, 

Dienstleistungen, partizipative Daseinsvorsorge, Waldbautraining u.a.m.).  

 Für eine umfassende Digitalisierungsoffensive – einschließlich Fernerkundung – ist die 

konsequente Bereitstellung bedarfsgerechter Kapazitäten der zentrale Erfolgsfaktor. Wirksam 

untersetzte Optimierungsmaßnahmen ermöglichen es, Qualität und Leistungsfähigkeit signifikant 

zu steigern und Kosten spürbar zu senken. Die Integration von Automatisierung, KI und „digitalen 

Zwillingen“ erschließt dabei substanzielle Entwicklungspotenziale und sichert langfristige 

strategische Stärke. Sie ersetzen aber die aufwendige Arbeit im Außendienst der Basis nicht.  

 Im Bereich des Naturschutzes insbesondere der Umsetzung der Aufgaben in Natura 2000-

Gebieten sind regional/zentral angemessene Kapazitäten zu planen, die die aktuellen Probleme 

künftig lösen lassen. 

 Es besteht im eWK die Notwendigkeit einer höchstmöglichen Eigenständigkeit der Landesforst 

im Verhältnis zur Fachaufsichtsbehörde, die ggf. bis zur „Ausschließlichkeit“ entwickelt werden 

muss. Zentrale Personalkapazitäten im Forstbetrieb sollen nicht durch Aufträge des LM 

beansprucht werden, da hier auch eine Finanzierung des Personals nicht gegeben ist. Dies muss 

erst recht dann gelten, wenn in der Zentrale für waldbauliche und andere Fragen die Kapazität 

durch Neuordnung des Eigenbedarfes reduziert werden kann (s. o.). 

 Was kann vereinfacht und was vor allem ersatzlos abgeschafft werden? 

Diese Frage ist zum jetzigen Zeitpunkt des Prozesses zwar noch nicht gestellt, muss aber schon jetzt 

vorbereitet werden. Mit der Befassung der Forstämter sollte auch dieser Prozess gestartet werden  

können. Der BDF wird sich hier mit einer Liste von Maßnahmen direkt an den Vorstand der 

Landesforst wenden. Ein Schwerpunkt wird die Reduzierung der Datenerfassung und des Aufwandes 

für die Selbstverwaltung sein.  



 

Welche zusätzlichen Probleme sehen wir bei einer Umsetzung hinsichtlich der 
Auswirkungen auf das Personal? 

Es muss schon heute darauf hingewiesen werden, dass Personalverlagerungen vor allem aber ein 

Personalabbau erhebliche Auswirkungen insbesondere auf den beruflichen Nachwuchs und jüngere 

Mitarbeitende haben. Insbesondere in den Forstämtern aber auch in der Zentrale, dem Betriebsteil 

und der Landesforst GmbH sind viele Mitarbeitende vornehmlich des gehobenen Dienstes 

hinsichtlich ihrer Perspektive verunsichert. Waren bisher bei stabilem Personalbestan d bei Bedarf 

nach einem Außendienst-Dienstposten zahlreiche Entwicklungsmöglichkeiten gegeben, verändert 

sich dies erheblich, wenn konzeptionell „freigesparte“ Stellen nun nicht nachbesetzt werden. In nur 

wenigen Forstämtern ginge die aktuelle Vorgabe viel leicht rein rechnerisch intern ohne 

Besetzungsveränderungen auf.  

Diese Mitarbeiter sind vor Ort so zunächst ohne eine Perspektive bis 2030. Obgleich der Abgang von 

Mitarbeitenden im Konzeptzeitraum noch erheblich ist, bedeutet die geplante Stellenreduktion wohl 

aber insbesondere in den Forstämtern den Verlust von erfahrungsgemäß attraktiven Arbeitsplätzen. 

Diese „Delle“ wird gegebenenfalls auch Auswirkungen auf die Attraktivität der Anwärterausbildung 

in MV haben. 

Viele Fragen und Unsicherheit bestehen somit auch bezüglich der künftigen Besetzung von Stellen in 

diesem zeitlich nicht wirklich stellenkonkret absehbaren Einsparkorridor, zumal nach öffentlichem 

Dienstrecht es kaum zu forstamtsinternen Lösungen zur Vermeidung von sozialen Problemen 

kommen wird. Hier besteht Klärungsbedarf.  

Nicht zuletzt fordern wir an dieser Stelle die schnellstmögliche Aufhebung des so genannten 

Vakanzschreibens des Vorstandes vom Juni 2025 (Nachbesetzungsstopp). Dies zumindest 

besonders dringend für die Stellen, bei denen ein absehbar sicherer Fortbestand bis 2030 besteht. 

Zahlreiche Stellen sind nunmehr schon langfristig nicht besetzt, was zu einer vermeidbaren 

Mehrbelastung von Mitarbeitenden in den Forstämtern führt. 

 

  



 

Sehr geehrter Herr Minister, 

der Umfang des Schreibens macht die Bedeutung des bevorstehenden nächsten Schrittes für einen 

Zukunftsplan der Landesforst deutlich. Der Anfang ist gemacht, aber noch kein Schritt, der trägt.  

Der BDF Landesverband bittet Sie hiermit um Ihre Unterstützung bei der Zusammenführung von 

ersten Vorstellungen im Bereich der Personalkapazitäten mit den in den nächsten Wochen 

eingehenden Stellungnahmen der Forstämter sowie Anregungen von forstlichen 

Interessenvertretungen - mit und ohne Dienstweg sollte alles Konstruktive zum Zuge kommen 

können. 

Als Berufsverband haben wir ein großes Interesse und auch ein solides Mandat, um die Entwicklung 

der Landesforst in Zeiten großer Herausforderungen auf einen guten Weg zu bringen. Wir sind mit 

Blick auf über 25 Jahre gemeinsamer Arbeit zuversichtlich, dass es uns unter nun beginnender 

Einbeziehung der Basis gelingen wird, den Landeswald auf Kurs zu halten und dabei auch seinen 

gesamtgesellschaftlichen Nutzen zu maximieren. Dafür braucht es eine solide Personalausstattung 

insbesondere „in der Fläche“, gut verzahnt und ggf. neu aufgestellt mit allen Servicebereichen in der 

Zentrale, unserem fachkompetenten Betriebsteil und unserer vielgestaltigen LandesforstGmbH. 

Wir sind dazu bereit und werden nach Vorlage der Stellungnahmen der Forstämter dann gern noch 

konkreter. 

Weder der Wald noch die Landesforst sind in einer wirklichen Notlage, wenn wir die Potenziale 

ausschöpfen und unsere Leistungskraft dafür bewahren. Eigene Potenziale durch eigene Konzepte 

auch seitens der Forstämter heben und so weiter in beiden Wirkungskreisen aus einer Hand für eine 

hohe Reputation der Landforst in der Gesellschaft sorgen.  

Dieses lange Schreiben nehmen wir abschießend auch gern zum Anlass, um eine gute 

Zusammenarbeit von der Landesforst und Ihrer Fachabteilung einzufordern. Momente von 

„Einbahnstraßen“-  vielleicht auf beiden Seiten - schaden dem Wald und unseren Leistungen für das 

Land. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!  

Mit forstlichen Grüßen 

 

                                  
Ina Gilow     Peter Rabe 

Landesvorsitzende    Landesvorsitzender 


